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Die Regierung hat künftig ei-
nen grösseren Spielraum, um
die Verwaltungskostenbeiträge
an die AHV, IV und FAK zu be-
stimmen. Der Landtag behan-
delte das entsprechende Gesetz
gestern in zweiter Lesung .

Von Stefan Batliner

Vaduz. – Gestern befasste sich der
Landtag in zweiter Lesung mit der Ab-
änderung des Gesetzes über die Al-
ters- und Hinterlassenenversicherung,
die Invalidenversicherung und die Fa-
milienzulagen. Anlässlich der ersten
Lesung im Mai begrüsste der Landtag
den Entwurf. Durch die Vorlage erhält
die Regierung die notwendige Flexibi-
lität, den Verwaltungskostenbeitrags-
satz der AHV-IV-FAK-Anstalten den
tatsächlichen Gegebenheiten anzu-
passen. Denn künftig kann die Regie-
rung per Verordnung den Verwaltungs-
kostenbeitragssatz ändern, wenn die
Verwaltungskostenreserven weniger
als ein Drittel oder mehr als zwei Drit-
tel der jährlichen Verwaltungskosten
ausmachen. Bisher konnte die Regie-
rung den Verwaltungskostenbeitrag
auf maximal 4 Prozent der Beiträge
an AHV, IV und FAK anheben. Neu
liegt der Maximalwert bei 5 Prozent.

Das System nicht durchbrechen
Die gestrige zweite Lesung verlief bis
auf eine Ausnahme ohne Diskussion
und Anträge. Wie schon im Mai konnte
sich der FBP-Abgeordnete Manfred
Batliner nicht mit der Erhöhung des
maximal von der Invalidenversiche-

rung gedeckten Lohns von 106 000
auf 126 000 Franken anfreunden. Da-
her stellte er den Antrag, den versi-
cherten Bruttojahreslohn so zu belas-
sen, wie er ist. Denn er teile die Aus-
führungen der Regierung zur zweiten
Lesung, dass die faktische Bedeutung
der Erhöhung gering sei. «Ich denke,
das ist ein verträglicher Jahresbrutto-
lohn, der bisher versichert ist. Dieser
Lohn müsste ausreichend sein, um
hier in Liechtenstein leben zu kön-
nen», begründete Batliner den Antrag.
Ausserdem sah er es als nicht zwin-
gend an, dass das Taggeld und die ver-
sicherte Lohnsumme der Invaliden-
versicherung an die Beträge der Kran-
ken- und Unfallversicherung ange-
passt werden müssen. Gesundheitsmi-
nisterin Renate Müssner hielt am Vor-
schlag der Regierung fest und erklärte,
dass besagtes Taggeld auch bei kurz-
fristigen Umschulungsmassnahmen
gewährt werde. «Wir gleichen uns der
Obergrenze der obligatorischen Kran-
ken- und Unfallversicherung an, da-
mit wir das System nicht durchbre-
chen», so Müssner. Schliesslich wurde
Batliners Antrag mit 9 Jastimmen bei
20 Anwesenden abgelehnt und der
Vorschlag der Regierung mit 14 Ja-
stimmen angenommen. 

Einsparungspotenzial überprüft
Andere Themen, die in der ersten Le-
sung diskutiert worden waren, wur-
den gestern nicht mehr aufgegriffen.
Der VU-Abgeordneten Peter Büchel
appellierte im Mai an das Kostenbe-
wusstsein bei den AHV-IV-FAK-An-
stalten. Zudem forderte er von der Re-
gierung, dass vor einem Erhöhen der

Gesundheitsministerin Renate Müssner: «Wir gleichen uns der Obergrenze der
obligatorischen Kranken- und Unfallversicherung an, damit wir das System nicht
durchbrechen.» Bild Archiv/Elma Korac

Beiträge werden flexibel gestaltet 
Verwaltungskostenbeiträge auch das
Einsparpotenzial überprüft werde. In
der Stellungnahme der Regierung auf
die zweite Lesung werden einige Bei-
spiele hierfür erläutert: Indem Zwei-
er- und Dreierbüros in Mehrpersonen-
büros umfunktioniert wurden, konnte
der zur Verfügung stehende Raum
besser ausgenutzt werden. Somit hät-
ten trotz steigender Beschäftigtenzahl
keine weiteren Büros zugemietet wer-
den müssen.

In anderen Bereichen seien, wie es
in der Stellungnahme heisst, Einspa-
rungen nur zu Lasten der Qualität
möglich. So könnten die bisher jähr-
lichlich versandten periodischen Le-
benskontrollen nur jedes fünfte Jahr
durchgeführt werden. Da diese Mass-
nahme letztlich den AHV- bezie-
hungsweise IV-Fonds belasten würde,
sei sie derzeit nicht vorgesehen.

Finanzielle Folgen berechnet
In der ersten Lesung wurde auch nach
den finanziellen Folgen gefragt, wenn
der maximale Satz von 5 Prozent der
an die AHV, IV und FAK zu leistenden
Versicherungsbeiträge ausgeschöpft
wird. In der Stellungnahme rechnet
die Regierung vor, dass eine Erhöhung
der Verwaltungskostenbeiträge von
den heutigen 3,6 Prozent auf 4,6 Pro-
zent einen Anstieg der Lohnneben-
kosten im Promillebereich verursa-
chen würde. Anders ausgedrückt liegt
der Beitrag an die Verwaltungskosten
derzeit für den Arbeitgeber bei
0,4032 Lohnprozent von den ausbe-
zahlten Bruttolöhnen. Dieser Pro-
zentsatz würde bei einer Erhöhung
auf 4,6 Prozent der Versicherungsbei-

träge auf 0,5152 und bei einer Erhö-
hung auf 5 Prozent bei 0,56 Lohnpro-
zent steigen. 

Die Schlussabstimmungen über die
Änderungen der drei beteiligten Ge-

setze erfolgten mit 18 respektive 19
Jastimmen bei 20 Anwesenden. Unter
Vorbehalt des ungenutzten Referen-
dums treten die Änderungen am 1. Ja-
nuar 2012 in Kraft.

TRIBÜNE

SZU II: EINE FRAGE DES VERTRAUENS
Von Marlies Amann-Marxer, 
Landtagsabgeordnete der VU

Seit vielen Jahren wartet ein
Grossteil der Unterländer Bevöl-
kerung auf den Bau des Schulzen-
trums II in Ruggell. Mit der Be-
schaffung des benötigten Baulan-
des und mit der Verabschiedung
des Verpflichtungskredits schien
die Realisierung des SZU II in
greifbare Nähe gerückt. 

Auf Anfragen bezüglich den Fort-
schritt in Sachen SZU II infor-
mierte die Regierung zu wieder-
holten Malen, die Schülerzahl
der Sekundarstufe im Unterland
sei zu knapp, um diesen Neubau
zu rechtfertigen. Es bedürfe wei-
terer Abklärungen. Es müsse lan-
desweit die Situation der Schul-
gebäude überprüft und die Vertei-
lung und Lenkung der Schüler-
ströme müsse landesweit koordi-
niert werden. 

Erst die landesweite Betrachtung
von Schülerströmen der Sekun-
darstufe, der BMS, der Sportschu-
le und des Unterstufengymnasi-
ums sowie die Berücksichtigung
von Erweiterungs- und Sanie-
rungsbedarf diverser Schulbauten
könne Klarheit darüber schaffen,
wer wo unterrichtet werden solle.

Aus schulpsychologischer und aus
ökonomischer Sicht sollten zu
grosse und zu kleine Zentren ver-
mieden werden. Die Regierung
verwies wiederholt darauf, dass
Abklärungen Zeit brauchen, um
Schnellschüsse zu vermeiden. Die-
se Zeit für Abklärungen und Re-

cherchen wurde der Regierung zu-
gestanden.

Der Landtag wartet daher seit 
geraumer Zeit geduldig auf die 
Informationen und die Vorschläge
der Regierung. 

Gestern, Mittwoch, wurde aller-
dings von vier Abgeordneten eine
Interpellation mit vielen Fragen
zum SZU II eingereicht. Offenbar
wollten die Interpellanten nicht
mehr länger warten und das Tem-
po der Regierung etwas beschleu-
nigen. Die vielen Fragen und Re-
cherchen der detailliert ausgear-
beiteten Interpellation sind mehr

als berechtigt. Dennoch wollten
offenbar die meisten Abgeordne-
ten der Regierung erst Gelegen-
heit geben, aus eigenem Antrieb
auf den Landtag zuzugehen und
die lange erwarteten Antworten
von sich aus vorzulegen. 

Für mich zumindest war das eine
Frage des Vertrauens. Ich vertraute
den Aussagen der Regierung, ich
vertraute darauf, dass der Landtag
rechtzeitig über die Ergebnisse der
Untersuchungen informiert werde,
dass alle Möglichkeiten für Ver-
schiebungen von Schülerströmen
sowie alle Notwendigkeiten von
baulichen Massnahmen mit Einbe-

zug Neubau SZU II aufgezeigt
werden – und dass die beste Lö-
sung gemeinsam gesucht und aus-
diskutiert wird. 

Dieses Vertrauen wich gestern,
Mittwoch, einer jähen Ernüchte-
rung bei der Lektüre der Tageszei-
tungen. Es war eine grosse negati-
ve Überraschung, aus der Zeitung
erfahren zu müssen, dass wesentli-
che Entscheidungen bezüglich der
Schulraumplanung offenbar von
der Regierung bereits gefällt wor-
den sind, ohne den Landtag in ir-
gendeiner Form einzubeziehen. 

Wenn diese Bauvorhaben der Re-

gierung im Oberland durchgeführt
werden, sind die Handlungsmög-
lichkeiten für den Landtag bezüg-
lich einer landesweiten Planung
nicht mehr gegeben. Damit ist die
Diskussion um das SZU II beendet.
Der Bau des SZU II soll gemäss Re-
gierung verschoben werden, und
zwar um mindestens fünf Jahre. Im
Klartext heisst das: auf unbestimm-
te Zeit, wenn überhaupt.

Ich bin enttäuscht über das Vorge-
hen der Regierung. Mit ihrem vor-
schnellen Entscheid verunmög-
licht sie die Gleichbehandlung der
Schüler im Unter- wie im Ober-
land. 

Der Regierungsentscheid ist eine
klare Absage an das SZU II. Die
Weichen sind von der Regierung
anders gestellt worden. Ich bedau-
re ausserordentlich, dass die Re-
gierung es somit versäumt hat, mit
dem Landtag gemeinsam die Lö-
sungswege zu beraten und sich ge-
meinsam für den besten zu ent-
scheiden. 

Ich hatte das Einreichen einer
diesbezüglichen Interpellation für
ein vorschnelles Vorgehen gehal-
ten. Heute muss ich mit Bedauern
feststellen: Es war nicht vor-
schnell, im Gegenteil – es war be-
reits zu spät. Die Würfel sind ge-
fallen. Allerdings gehe ich davon
aus, dass das letzte Wort noch
nicht gesprochen ist. Nicht nur der
Verpflichtungskredit für das SZU
II, sondern auch alle anderen Aus-
lagen für Bauvorhaben bedürfen
letztlich der Zustimmung des
Landtags.

VU-Abgeordnete Marlies Amann-Marxer: «Ich bin enttäuscht über das Vorgehen der Regierung. Mit ihrem vorschnellen
Entscheid verunmöglicht sie die Gleichbehandlung der Schüler im Unterland wie im Oberland.» Bild Daniel Ospelt


